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Der Kampf um die Rigi
Eine Volksabstimmung über eine neue Gondelbahn in Weggis zeigt die Probleme mit Landschaftsschutz und Massentourismus

ERICH ASCHWANDEN

Jede halbe Stunde schwebt die grosse
Kabine der Rigi-Luftseilbahn hin-
ter dem Chalet von René Stettler vor-
bei. Geht es nach seinem Willen, soll
dies auch so bleiben. Doch hinter dem
Grundstück des Kulturwissenschafters
könnte es bald deutlich mehr Verkehr
geben. Die Betreiber wollen nämlich
Rigi Kaltbad von Weggis aus mit einer
neuen Gondelbahn erschliessen. Da-
gegen kämpft Stettler.

Aber er weiss, dass er es schwer
hat. Die Erfahrungen der vergange-
nen Jahre hätten nämlich gezeigt, dass
dieses Projekt mit aller Macht durch-
gesetzt werden soll. Die Gemeinde
Weggis und die Geschäftsleitung der
Rigi-Bahnen würden unter einer De-
cke stecken, davon ist er überzeugt.
«Diese unheilige Allianz arbeitet
Schritt für Schritt darauf hin, die land-
schaftlich einmalige Rigi-Südflanke auf
immer und ewig zu verschandeln», er-
klärt Stettler. Die Abstimmung vom

27. November sei im Wesentlichen ein
abgekartetes Spiel.

Ganz anders tönt es, wenn man fast
tausend Höhenmeter hinunter an die
Riviera des Vierwaldstättersees nach
Weggis fährt. In jenen Luzerner Ort, wo
Anfang des 19. Jahrhunderts der Rigi-
Tourismus begann. Gewissermassen als
Vorläufer der heutigen Bahn brachten
damals die Rigi-Träger Touristen aus
aller Welt, unter ihnen Berühmtheiten
wie Queen Victoria oder Mark Twain,
auf die Königin der Berge.

Der Vertreter des modernen Weggis
istBaptist Lottenbach,der imGemeinde-
rat dasDepartementBauund Infrastruk-
tur betreut. Es handle sich um eine Ab-
stimmung mit vielen rechtlichen Fallstri-
cken,erklärtLottenbach.DerGemeinde-
rat habe deshalb in engem Kontakt mit
drei Bundesämtern sämtliche juristi-
schen Fragen geklärt. Im Gegensatz zu
Stettler hält er den Ball flach. «Wir stim-
menam27. Novembernicht über einkon-
kretes Bauprojekt ab», betont der FDP-
Politiker. Es gehe ausschliesslich um die

Schaffung eines neuenSeilbahnkorridors
und um eine Umzonung für die Bergsta-
tion auf Rigi Kaltbad. «Welche Art von
BahndieVerbindungherstellen soll,wird
mit dem Volksentscheid nicht präjudi-
ziert», bekräftigt Lottenbach.

Auch wenn Lottenbach mit dieser
Bemerkung formal recht hat, ist doch
ziemlich klar, wie es nach einem Ja an
der Urne weitergehen würde. Die Rigi-
Bahnen haben Pläne vorgelegt für eine
moderne Gondelbahn mit 21 Kabinen
mit je 10 Sitzplätzen. Damit würde die

Kapazität der Seilbahn von heute 650
auf 850 Passagiere pro Stunde steigen.

Lottenbach lobt die Rigi-Bahnen für
ihre Planung. Das Unternehmen habe
es sich nicht einfach gemacht. Auf-
grund der Erfahrung der Corona-Pan-
demie, während der die Touristen aus
Asien weggeblieben seien, hätten sie
ihre Pläne angepasst.Auch auf die Ein-
wände von Landschaftsschutzorganisa-
tionen seien die Verantwortlichen ein-
gegangen. Ganz anders beurteilt Stett-
ler das Vorgehen des Bahnbetreibers.
Die Rigi-Bahnen würden ständig ihre
Pläne ändern, ohne die Betroffenen
transparent und wirklich offen einzu-
beziehen. «Ich traue den Verantwort-
lichen nicht mehr.»

Flaschenhals bei der Talfahrt

So unterschiedlich die beiden Weggi-
ser die Entwicklung der Seilbahn sehen,
ihr Engagement kommt aus einer engen
Verbundenheit zur Rigi. Der 63-jährige
Lottenbach arbeitete während seines
Ingenieurstudiums an der ETH in den
Ferien jeweils als Kondukteur. Bereits
damals sei es an schönen Tagen zu Pro-
blemen gekommen. «Wir wurden aus-
gepfiffen, wenn wir Hotelpersonal oder
Gruppen von ausländischen Touris-
ten zur gebuchten Zeit ins Tal gefahren
haben und andere Gäste länger warten
mussten.» Dieses Problem des Flaschen-
halses bei derTalfahrt bestehe weiterhin
und könne mit einer Gondelbahn ge-
löst werden. Ausserdem betont Lotten-
bach, dass es zwischen Weggis und Rigi
Kaltbad keine Strasse gebe. Nicht nur
die ständigen Bewohner, Schüler und
Ferienhausbesitzer seien auf die Bahn
angewiesen, sondern auch die Handwer-
ker und Gewerbetreibenden.

Stettler, der seit zwölf Jahren auf Rigi
Kaltbad wohnt, sorgte 2017 zum ersten
Mal für Furore. Damals lancierte er die
Petition «Nein! zu Rigi-Disney-World»,
die von über 3300 Personen unterschrie-
ben wurde. Inzwischen gilt er als vehe-
menter Kritiker der Rigi-Bahnen und
ihren auf Massentourismus ausgerich-
teten Ausbauplänen.

Mit seiner rigorosen und plakati-
venArt hat er sich auch in Landschafts-
schutzkreisen nicht nur Freunde ge-
schaffen. «Richtigen Widerstand kann
man nur in einer kleinen Gruppe ma-
chen. Nur so lassen sich Entscheide
schnell und unkompliziert fällen», sagt
er. Lottenbach will nicht allzu viele
Worte über Stettler verlieren. «Indem

er die Gondelbahn bekämpft, schlägt er
den Sack und will damit die Rigi-Bah-
nen treffen», sagt er.

Nächste Schritte schon geplant

Wenige Tage vor der Abstimmung sieht
alles danach aus, als ob Stettler eineAb-
fuhr kassieren würde. Dies zeichnete
sich Ende Oktober ab, als Lottenbach
an einer Informationsveranstaltung mit
150Teilnehmern keine einzige Frage be-
antworten musste. «Ich war positiv über-
rascht.DieWeggiser wollen offenbar die
neue Bahn», freut er sich.

Stettler hat denn auch die Niederlage
an der Urne längst einkalkuliert, die
nächsten Schritte sind minuziös vorberei-
tet.Nach dem Ja zur Umzonung liegt der
Ball bei den Rigi-Bahnen. Diese werden
demBundesamt fürVerkehr im Rahmen
des Plangenehmigungsverfahrens (PGV)
alle Details zum Projekt vorlegen. Der
Widerstand wird breit und vielfältig sein.

Dies wird im Abstimmungsbüchlein
ersichtlich, das an alle Weggiser Haus-
halte verschickt wurde. Darin sind nicht
weniger als 14 Einsprachen aufgeführt.
Unter den Einsprechern sind einer-
seits Anwohner, die sich gegen Dauer-
beschallung oder andere Auswirkungen
der neuen Bahn wenden. Ausserdem
wehren sich Umweltverbände wie der
Landschaftsschutzverband Vierwald-
stättersee, Pro Natura Schweiz oder der
WWF gegen die neue Bahn.

Sagen die Weggiser am Sonntag Ja,
gelten diese Einsprachen als abgelehnt.
Sie sind jedoch keineswegs vom Tisch.
Stettler und die anderen Kritiker wer-
den sie wieder vorbringen. Seien es die
Breite des Seilbahnkorridors, die Höhe
der Masten oder die Rodungen.

Mit dem Architekten Mario Botta,
der das Mineralbad und Spa auf Rigi
Kaltbad erbaut hat, hat Stettler dafür
einen namhaften Mitstreiter ins Boot
geholt. Er hält fest: «Es gibt sehr ge-
wichtige neue Sachverhalte, welche für
eine neue Pendelbahn sprechen, wie
beispielsweise der markant niedrigere
Stromverbrauch dieses Systems.»

René Stettlers Engagement für den
1:1-Ersatz mit einer leisen, umweltscho-
nenden neuen Pendelbahn mit drei die
Landschaft schonendenMasten am alten
Standort geht weiter.Baptist Lottenbach
hingegen hofft auf ein möglichst kräfti-
ges Ja derWeggiser am Sonntag und dass
die Einsprachen im Rahmen des PGV
die neue Seilbahn nicht zu stark ver-
zögern oder gar ganz verhindern.
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Der Medikamentenmangel verschärft sich
Mehrere hundert rezeptpflichtige Medikamente sind momentan nicht oder nur erschwert erhältlich

LIA PESCATORE

Wenn schwer ersetzbare Medikamente
fehlen,weil sich niemand rechtzeitig um
den Nachschub kümmerte, oder wenn
sie vom Markt verschwinden, weil sich
ihre Herstellung nicht mehr lohnt, dann
haut Enea Martinelli seinen Frust in die
Tasten. Der Chefapotheker der Ber-
ner FMI-Spitalgruppe und Vizepräsi-
dent des Verbands Pharmasuisse be-
treibt einen Blog, um auf Probleme im
Gesundheitssystem aufmerksam zu ma-
chen. Seit Jahren fordert er darauf eine
Reform der Medikamentenversorgung
in der Schweiz. Auch an diesem Diens-
tag scheint Martinelli Dampf ablassen
zu müssen – dieses Mal jedoch im per-
sönlichen Gespräch. «Wir fahren gegen
eine Wand», sagt er am Telefon – und
meint damit die Medikamenteneng-
pässe, die sich in den letzten Monaten
nochmals deutlich verschärft haben.

Martinelli betreibt seit 2015 eine
Datenbank, die schweizweit Engpässe
bei rezeptpflichtigen Medikamenten
detektiert.Diese ergänzt dasMonitoring
des Bundes, das einzig dieVerfügbarkeit
von lebensnotwendigen Heilmitteln er-
hebt. 913 Medikamente fehlten Ende
Oktober laut Martinellis Datenbank in

der Schweiz – ein Rekordwert. Höher
sei der Wert von schwer lieferbaren
Medikamenten nur zu Beginn der Pan-
demie gewesen, ausgelöst durch einen
Run auf das Arzneimittel Paracetamol,
sagt der Pharmazeut. Dieser «Ausreis-
ser» sei jedoch schnell wieder unter
Kontrolle zu bringen gewesen, da nur
wenige Wirkstoffe gefehlt hätten, sagt
er. Heute sei die Situation komplexer.
20 Prozent mehr Wirkstoffe seien be-
troffen, die Mangellage halte an.

Lockdown in China

Die Werte, die Martinelli präsentiert,
sind mit Vorsicht zu geniessen, schliess-
lich besteht bei den meisten Medika-
menten keine Meldepflicht für Eng-
pässe.Damit kann Martinelli auch nicht
sicher sein, dass Entwarnungen für Eng-
pässe, sobald diese sich gelöst haben, auf
seiner Plattform korrekt nachgetragen
werden.Dass es in derTendenz aber tat-
sächlich an immer mehr Medikamenten
mangelt, bestätigt das Monitoring des
Bundes für die Versorgung mit lebens-
notwendigen Medikamenten:Auch hier
stieg die Anzahl jener Mittel an, deren
Pflichtlager der Bund wegen Liefer-
engpässen geöffnet hat. Ende Septem-

ber waren noch 11Medikamente betrof-
fen, in diesenWochen sind es bereits 14.
Gemäss Bundesamt für wirtschaftliche
Landesversorgung (BWL) ist die Nach-
frage nachAntibiotika und oralen Opio-
iden aus den Pflichtlagern besonders
stark. Auf der Liste stehen jedoch auch
Dutzende andere Heilmittel, für die der
Bund erschwerte Lieferungsbedingun-
gen feststellt.

Die Gründe für die Engpässe sind
vielfältig: ein erhöhter Bedarf zum Bei-
spiel, wie es beim Ibuprofen für Kinder
wegen des grassierenden RSV-Infekts
der Fall ist.Allerdings verspätet sich der
Nachschub auch, weil in China, wo ein
Grossteil derWirkstoffe produziert wird,
noch immer Lockdowns über Pharma-
firmen verhängt werden. Aber auch
profanere Gründe führten zu den Eng-
pässen, sagt Martinelli, zum Beispiel feh-
lender Nachschub anVerpackungsmate-
rial, Karton oder Alufolien für Pillen.

Das Problem geht über die Schweiz
hinaus: In Italien sind über 3000 Medi-
kamente wegen Engpässen schlecht
verfügbar, weiss Martinelli. In Deutsch-
land verlangen die Apotheker Abhilfe
von der Politik, Frankreich hat bereits
Krisensitzungen einberufen. Das heisst
aber auch: Mit Importen lassen sich die

Lücken in der Schweiz nicht schliessen.
Zur Linderung der Situation fordert
Martinelli darum Sofortmassnahmen,
die vor allem die Finanzierung der nö-
tigen Alternativen sicherstellen sollen.

Reform angestossen

Angesichts der gegenwärtigen Situation
fühlt sich Martinelli in seinen Befürch-
tungen bestätigt. Regelmässig macht er
auch in den Medien auf Probleme wie
die Risiken von globalisierten Liefer-
ketten oder auf die wegen fehlender
Rentabilität gänzlich verschwinden-
den Medikamente aufmerksam. Doch
geändert habe sich in den letzten Jah-
ren kaum etwas – obwohl das BAG das
Problem längst anerkannt hat. In einem
Bericht, den das Bundesamt im Februar
veröffentlichte, heisst es: «Die Versor-
gung mitArzneimitteln in der normalen
Lage kann in der Schweiz seit längerer
Zeit nicht mehr in allen Fällen sicher-
gestellt werden.» Und wenn, sei das nur
mit grossemMehraufwand der betroffe-
nen Fachpersonen möglich – der Apo-
theker und der Hausärzte also.Das Pro-
blem: Der Bund ist per Verfassung nur
in Krisenlagen für die Versorgung zu-
ständig, die Hauptverantwortung liegt

bei den Kantonen. Diese verfügen laut
Martinelli aber nicht über die nötigen
Mittel, um das Problem zu lösen. Das
Organisieren der Alternativen bleibe
also an den Leistungserbringern hängen.

Das nervt Martinelli. In seiner Spital-
apotheke, die die Medikamentenversor-
gung für 1200 Betten in vier Spitälern,
drei Rehakliniken sowie drei Heimen
überwacht, sei ein 50-Prozent-Pensum
für die Organisation desMedikamenten-
nachschubs nötig.Aber auch inApothe-
ken und Hausarztpraxen sei der Mehr-
aufwand erheblich.Das hat auch Effekte
auf Patientinnen und Patienten. Zum
Beispiel müssten Apotheken Husten-
sirups für Kinder selbst herstellen – und
dann den Eltern an der Theke erklären,
warum sie für die zusätzlichen Kosten
selbst aufkommen müssten. «Wir wer-
den also sogar dafür abgestraft,wenn wir
Lösungen suchen», sagt Martinelli.

Langfristig setzt Martinelli Hoffnun-
gen in eine umfassende Reform, die der
Bund Anfang des Jahres mit seinem Be-
richt angestossen hat. Ende Oktober hat
eine Expertengruppe, der auchMartinelli
angehört, dem Bundesrat den Fahrplan
ihres weiterenVorgehens präsentiert.Bis
Mitte 2024 sollen lautAngaben des BAG
die konkreten Massnahmen folgen.

Die Luftseilbahn vonWeggis nach Rigi Kaltbad darf noch bis 2027 fahren. Dann braucht es eine neue Lösung. GAETAN BALLY / KEYSTONE
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Taugt Skandinavien als Vorbild
beim Umgang mit demWolf?
In Nordeuropa werden die Bestände seit Jahren reguliert – die Schweiz könnte ein ähnliches Modell einführen

GIAN ANDREA MARTI

Es ist wohl eines der emotionalsten The-
men, mit denen sich der Nationalrat in
der anstehenden Wintersession befasst.
Im Zentrum der Debatte zur Revision
des Jagdgesetzes stehen einmal mehr
der Wolf und die Frage, ob das in der
Schweiz geschützte Raubtier in Zukunft
präventiv geschossen werden darf. Es
wäre ein Paradigmenwechsel. Einen sol-
chen hatte der Ständerat bereits im Sep-
tember beschlossen und eine Art Regu-
lierungssaison für Wölfe ins Jagdgesetz
aufgenommen.

Vor allem Vertreter der Bergkan-
tone plädierten für ein Ja. Wie gross der
Druck aus diesen Regionen auf die Poli-
tik mittlerweile ist, zeigt sich im Berner
Oberland.Anfang Oktober lancierte die
Vereinigung zum Schutz von Wild- und
Nutztieren vor Grossraubtieren eine
Initiative zur Regulierung des Wolfs-
bestands. 15 000 Unterschriften müssen
bis Mitte März gesammelt werden.Ähn-
liche Initiativen wurden bereits in den
Kantonen Uri und Wallis lanciert und
angenommen.

Jährliche Abschussquoten

Wie sich die Initianten und Befürwor-
ter im eidgenössischen Parlament ein
solches Regulierungssystem womöglich
vorstellen, lässt sich in Teilen Skandi-
naviens beobachten. In Norwegen und
Schweden genehmigen die Regierungen
jedes Jahr den Abschuss einer bestimm-
ten Anzahl Wölfe. Schweden gab für die
im Januar stattfindende Lizenzjagd in
der letzten Saison insgesamt 27 Tiere
zum Abschuss frei. Innerhalb der ersten
Tage wurden fast alle erlegt. Norwegen
erteilte gar Jagdlizenzen für 51 Tiere, und
auch Finnland erlaubte nach sieben Jah-
ren Pause wieder die Wolfsjagd.

Dabei sind Wölfe in diesen Ländern,
genauso wie in der Schweiz, durch die
Berner Konvention streng geschützt.
Im europäischen Vergleich ist die skan-
dinavische Population klein. In Schwe-
den und Norwegen leben zusammen nur
etwa 480 Wölfe – deutlicher weniger als
in den Alpen mit heute schätzungsweise
über 1000 Tieren. Dass die skandinavi-
schen Regierungen die Wolfsjagd den-
noch erlauben, liegt an einer Reihe von
Ausnahmeregelungen – und an einer re-
lativ freien Interpretation von Bestands-
zahlen und Gesetzen.

Schweden etwa unterscheidet zwei
Jagdmethoden. Die sogenannte Schutz-
jagd erlaubt es, jene Wölfe zu töten, von
denen ein Risiko für Menschen und
Nutztiere ausgeht. Dieses System ist
vergleichbar mit dem heutigen in der
Schweiz und darf auch ausserhalb der
Jagdsaison angewendet werden. Die sai-
sonale Lizenzjagd wiederum rechtferti-
gen die Schweden damit, dass mit rund
300 Wölfen im Land ein sogenannter
günstiger Erhaltungszustand erreicht
sei. Sprich: Mehr Wölfe sind nicht er-
wünscht, die Population nach Ansicht
der Regierung aber gross genug für die
Selbsterhaltung. Lappland – der ganze
Nordteil des Landes – ist wolfsfreie
Zone, um die traditionelle Rentierzucht
nicht zu gefährden, die dort von Teilen
der samischen Bevölkerung betrieben
wird. Norwegen wiederum addiert einen
Teil der schwedischen Wölfe, die in der
Grenzregion der beiden Länder leben,
einfach zu den eigenen, um die Jagd zu
genehmigen. Zu klein wäre die Wolfs-
population sonst, um jagdliche Massnah-
men in diesem Ausmass zu gestatten.

Rasche Revision gefordert

In der Schweiz hoffen viele auf eine
ähnliche Lösung. Die Regierungskonfe-
renz der Gebirgskantone forderte den
Bund im September zum Handeln auf.
Die Zahl der Wölfe und Wolfsrudel solle
analog zum Steinbock künftig aktiv ge-
steuert werden – ganz nach dem Vor-
bild Schwedens. Wolfsfreie Zonen soll
es zwar nicht geben, dafür sollen Ab-

schüsse auch in Schutzgebieten erlaubt
sein. Als Richtschnur peilen die Ge-
birgskantone 17 Rudel an. Sie stützen
sich auf Studien aus dem Jahr 2016, wo-
nach der Schweizer Bestand mindestens
so gross sein muss, um eine Arterhaltung
des Wolfs in den Alpen zu gewährleis-
ten. Heute leben laut der Stiftung Kora
hierzulande 20 Rudel.

Die ständerätliche Lösung indessen
sieht so aus: Wölfe dürfen jedes Jahr
zwischen dem 1. September und dem
31. Januar reguliert werden. Die Kan-
tone können dabei selber entscheiden,
ob sie in diesem Zeitraum in die Wolfs-
population eingreifen möchten oder
nicht. Notwendig wäre weiterhin eine
Zustimmung des Bundes. Diese wäre an
verschiedene Bedingungen geknüpft. So
dürften Abschüsse das Fortbestehen der
Wolfspopulation nicht gefährden. Wei-
tere Voraussetzungen sind, dass Schutz-

massnahmen Wolfsrisse nicht verhin-
dern können und die Regulierung für
den Erhalt der Artenvielfalt nötig ist.

Damit solche Eingriffe künftig mög-
lich sind, hat die rasche Revision des
Jagdgesetzes für den Schweizerischen
Alpwirtschaftlichen Verband (SAV) ab-
solute Priorität, wie die Geschäftsführe-
rin Selina Droz sagt. «Wenn möglich be-
reits auf den kommenden Alpsommer.»
Die gegenwärtige Situation sei für die
Alpbewirtschafter nicht mehr tragbar.
«Leidensdruck und Arbeitsbelastung
sind wirklich sehr hoch.» Um keine
Zeit zu verlieren, solle der Vorschlag
des Ständerates deshalb ohne Änderun-
gen übernommen werden. Die Chancen,
dass der Nationalrat im Dezember der
Vorlage zustimmt, stehen gut. Seine vor-
beratende Kommission sprach sich An-
fang November mit 15 zu 9 Stimmen für
ein Ja aus.

Wäre dies mit der Berner Konven-
tion vereinbar? Christian Stauffer von
der Stiftung Kora sagt dazu: «Die pro-
aktive Regulierung ist im Rahmen der
Berner Konvention möglich.» Aller-
dings nur, sofern Herdenschutzmass-
nahmen getroffen worden seien und der

Erhalt der Wolfspopulation gewährleis-
tet sei. Diese Ansicht teilt auch David
Gerke von der Gruppe Wolf Schweiz.
Laut ihm könnte die ständerätliche Vor-
lage dennoch zu einem Konflikt führen.
Die Berner Konvention erlaube präven-
tive Eingriffe nämlich nur dann, wenn
die Gefahr von grösseren Schäden be-
stehe. «Laut dem Ständerat wäre eine
Regulierung aber schon bei einem ein-
zigen Riss erlaubt.» Würden präventive
Eingriffe in den Wolfsbestand nur bei
grösseren Schäden zugelassen, wäre die
Vorlage konform mit der Berner Kon-
vention, so Gerke.

Internationale Lockerung

Doch auch auf höherer Ebene könnte
ein Paradigmenwechsel anstehen. Der
ständige Ausschuss der Berner Kon-
vention berät am 29. November auf An-
trag der Schweiz, ob der internationale
Schutzstatus des Wolfs gelockert wer-
den soll – von heute «streng geschützt»
auf «geschützt». Damit wäre eine stär-
kere Regulierung des Wolfs künftig er-
laubt. Zum Freiwild würde er aber nicht.
Die Unterzeichnerstaaten der Konven-
tion, zu denen auch die Schweiz gehört,
müssten sicherstellen, dass die Popula-
tionen überlebensfähig bleiben.

Ohnehin ist fraglich, ob mit einer
Lockerung des Wolfsschutzes die Pro-
bleme in der Alpwirtschaft gelöst sind.
Wissenschaftlich ist bis jetzt kaum
untersucht, ob der präventive Abschuss
von Wölfen tatsächlich zu weniger Ris-
sen an Nutztieren führt. Gerke von der
Gruppe Wolf Schweiz ist skeptisch. Die
Schweizer Wolfspopulation sieht er zwar
nicht in Gefahr, doch er betont: «Ohne
eine gleichzeitige Stärkung des Herden-
schutzes wird sich die Situation für die
Landwirte kaum verbessern.» Mit einer
Rückstufung in der Berner Konvention
könne die Schweiz den Wolf zwar stär-
ker regulieren, aber nicht zurückdrän-
gen. Auch dann müsse die Überlebens-
fähigkeit der Wolfsbestände gewährleis-
tet sein. «Es ist nicht schlüssig, weshalb
eine regulierte Wolfspopulation weniger
Nutztiere reissen soll, solange der Her-
denschutz ungenügend ist.»

Dass überdies mit Schweden aus-
gerechnet jenes Land ein Vorbild für
die Schweiz sein soll, das wegen seines
Wolfsmanagements ein EU-Vertrags-
verletzungsverfahren am Hals habe, be-
zeichnet Gerke als absurd.Tatsächlich ist
die Wolfsjagd in Skandinavien hoch um-
stritten. In Norwegen etwa haben schon
mehrmals Gerichte die Abschussgeneh-

migungen vorübergehend gestoppt, bei-
spielsweise 2018, als die Regierung rund
drei Viertel der Population zum Ab-
schuss freigab. «Für Kreise, die mög-
lichst wenige Wölfe haben wollen, sind
diese Länder natürlich ein gutes Vor-
bild», so Gerke. Für ein nachhaltiges
Wolfsmanagement, das Artenschutz und
Ökosystem-Nutzen des Wolfes berück-
sichtige, sei das definitiv nicht der Fall.

Laut Stauffer von der Stiftung Kora
ist das schwedische System nicht auf die
Schweiz übertragbar. «Es handelt sich
um einen absoluten Ausnahmefall.»
Mehr lernen könne das Land von Nach-
barländern wie Frankreich. Dort könn-
ten Wölfe, die Nutztiere reissen, unkom-
pliziert geschossen werden. Auf diese
Weise würden jährlich knapp 20 Pro-
zent des Bestandes entnommen. Die
Zahl der Schäden sei seither nicht wei-
ter angestiegen, wogegen sich das Be-
standeswachstum und die Ausbreitung
der Wölfe leicht abgeschwächt hätten.

Dass eine saisonale Regulation alle
Probleme lösen wird, glaubt man auch
aufseiten der Landwirte nicht, wie Daniel
Mettler von der landwirtschaftlichen Be-
ratungszentrale Agridea sagt. Er ist sich
aber sicher: «Dem Herdenschutz würde
es etwas Luft verschaffen.» Die Anzahl
der Wölfe und Rudel könnte dann so
in Grenzen gehalten werden, dass der
Druck auf die Landwirtschaft nicht noch
mehr zunehme. Im Rahmen der Direkt-
zahlungsverordnung seien zudem paral-
lel zur Revision des Jagdgesetzes mehr
Mittel für den Herdenschutz vorgesehen.
Der vergangene Sommer mit den vom
Parlament bewilligten Herdenschutz-
Millionen habe gezeigt, dass finanzielle
Mittel allein nicht reichten.

Von einer saisonalen Regulierung
erhofft sich Mettler ausserdem noch
etwas anderes: «Können die Risszahlen
in Schach gehalten werden, könnte der
Umgang mit dem Wolf etwas gelassener
werden. Dass dies möglich ist, hat der
Luchs in den letzten 25 Jahren exem-
plarisch aufgezeigt.» Wissenschaftliche
Belege für den Wolf gibt es dazu nicht.
In Schweden, wo seit über zehn Jahren
Wölfe gejagt werden, zeigt sich ein ande-
res Bild. Dort sind der Regierung mitt-
lerweile sogar die 300 Wölfe im Land
zu viel. Sie will dem Parlament deshalb
vorschlagen, den Bestand künftig zu hal-
bieren. Hinter dem Vorhaben steht der
schwedische Bauernverband.

Schwedens Beispiel lässt es erahnen:
Die Grabenkämpfe um den Wolf dürf-
ten auch in der Schweiz mit einer Locke-
rung des Schutzes nicht vorbei sein.

20Wolfsrudel leben derzeit in der Schweiz. Die Gebirgskantone wünschen sich eine Reduktion auf 17. IMAGO

Sorry, Chef
Wie Cassis Leaks stopfen will

DAVID BINER, BERN

«Zurück in der Ukraine», twitterte Igna-
zio Cassis vor einem Monat, am frühen
Vormittag des 20. Oktobers. Der Bun-
despräsident wollte in Kiew den Boris
(Johnson) machen:Als der britische Pre-
mierminister noch im Amt war, tauchte
er mehrfach überraschend in der ukrai-
nischen Hauptstadt auf. Zum Zeitpunkt
von Cassis’ Tweet wusste die inter-
essierte Schweiz aber bereits, wo der
Bundespräsident war und was er dort
wollte. Der «Blick» twitterte 20 Minuten
schneller als der Aussenminister selbst
und ging kurz vor 8 Uhr online: «Igna-
zio Cassis ist jetzt in Kiew.»

Dazu wurden detaillierte Informatio-
nen zum Ablauf des anstehenden Über-
raschungsbesuchs publiziert.Cassis’Stab
war in Rage: «Wer diese Informationen
herausgegeben hat,hat die Sicherheit von
Bundespräsident Cassis und seiner Dele-
gation gefährdet»,sagte ein Sprecher.Die
Reise ins Kriegsland samt Treffen mit
dem PräsidentenWolodimir Selenski war
von langer Hand diskret geplant. Und
sie war nicht ungefährlich. Der deutsche
Bundespräsident Frank-Walter Stein-
meier hatte in der gleichen Woche Glei-
ches vorgehabt, sagte aber wegen Sicher-
heitsbedenken ab.Zurück in der Schweiz,
reichte das Aussendepartement (EDA)
Strafanzeige gegen Unbekannt ein.

E-Mail an alle Angestellte

Erst wird geleakt, dann geklagt, am
Schluss aber meistens vergessen. Gut
möglich, dass auch diese Geschichte en-
den wird wie so viele vor ihr: in einer
Fussnote einer Akte des nicht immer
ganz dichten Politbetriebs. So weit nicht
viel Neues aus dem BundeshausWest,wo
unter anderem das EDA beheimatet ist.
Falls dort auch der Urheber der Indiskre-
tion sitzt und eines Tages doch noch zur
Rechenschaft gezogen werden sollte,wird
er sich nicht beklagen dürfen. Denn vor
der Anzeige versuchte es der EDA-Chef
Cassis auf die sanfte Tour. Er wollte das
Problem ohne Anwälte lösen, «inhouse»
würde man heute sagen, wobei man das
in diesem Fall nicht ganz wörtlich nehmen
darf. Markus Seiler, der Generalsekretär
von Cassis, soll EDA-Angestellten quer
durch alle Lohnklassen und den zahlrei-
chen Aussenstellen rund um den Globus
eine E-Mail geschickt haben.

Deren Inhalt wird ebenfalls als Fuss-
note enden, aber als eine der kuriose-
ren. Cassis liess seinen Mitarbeitern
nicht nur ausrichten, dass Indiskretio-
nen problematisch seien und die vor-
zeitige Bekanntgabe der Kiew-Reise
seine Sicherheit und jene der Delega-
tion hätte gefährden können. Er machte
dem mutmasslichen Maulwurf auch ein
Angebot: Wenn er sich bei ihm melde,
ein Geständnis ablege und vor allem,
wenn er sich bei ihm entschuldige, könn-
ten allenfalls mildernde Umstände gel-
tend gemacht werden. Weiter westlich,
im Finanzdepartement, würde man von
einer straflosen Selbstanzeige sprechen.

Unter Generalverdacht

Diese Aktion des EDA-Chefs, der unter
Umständen gewesen bereit wäre, beide
Augen zuzudrücken, wurde nicht ge-
leakt. Cassis’ Generalsekretär, ein frü-
herer Geheimdienstchef, hat sie durch
den breiten Adressatenkreis quasi selbst
öffentlich gemacht. Die Details werden
vom EDA weder bestätigt noch demen-
tiert, dafür hebt man den pädagogi-
schen Grundsatz des Vorgehens her-
vor: «Nach den Indiskretionen rund um
die Ukraine-Reise von Bundespräsident
Cassis wurden die EDA-Mitarbeitenden
in einer E-Mail sensibilisiert, was für
Auswirkungen eine solche Indiskretion
haben kann.» Gleichzeitig habe man
«die Gelegenheit» geboten, «sich für ein
allfälliges Fehlverhalten zu entschuldi-
gen». Die Anzeige folgte erst, nachdem
sich niemand gemeldet hatte. Manche
EDA-Mitarbeiter fühlen sich derweil
unter Generalverdacht gestellt und ver-
weisen darauf, dass auch Leute von der
Bundespolizei sowie mehrere Parlamen-
tarier eingeweiht gewesen waren. Ob
sich allenfalls in diesen Kreisen jemand
von Cassis’ Aufruf angesprochen fühlt,
ist bis jetzt nicht durchgesickert.

In Schweden sind der
Regierung mittlerweile
sogar die 300 Wölfe
im Land zu viel.


